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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Zielsetzung 

Die „Entkriminalisierung" des Verkehrsrechts soll gefördert 
und die Gerichte und Verwaltung bei Ordnungswidrigkeiten 
mit geringem Schuldgehalt von Einsprüchen gegen Bußgeld- 
bescheide entlastet werden. Die Eintragung im Verkehrszentral- 
register wird von dem Betroffenen als Makel empfunden und 
veranlaßt ihn häufig gerade bei der Ahndung einer geringfü- 
gigen Ordnungswidrigkeit zur Einlegung eines Einspruchs. 


B. Lösung 

Die Eintragungsgrenze wird von 20 DM auf 50 DM erhöht. 


C. Alternativen 

Es bleibt beim bisherigen Rechtszüstand, um weiterhin alle den 
Behörden bekannten unfallträchtigen Verstöße zu erfassen und 
damit die Aussagekraft des Verkehrszentralregisters zu erhal- 
ten, um so auf wiederholt auffällig gewordene Verkehrsteil- 
nehmer nachdrücklich einwirken zu können. 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Januar 1972 

1/4 (III/4) — 920 01 — Str 29/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 372. Sitzung am 22. Ok- 
tober 1971 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf 
ist in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 837), zuletzt geändert durch das Kosten- 
ermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 1970 
(Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt geändert: 

In § 28 Nr. 3 wird das Wort „zwanzig" durch 
das Wort „fünfzig" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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Drucksaciie ¥1/3047 


Begründung 


Mit dem Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten (EGOWiG) vom 24. Mai 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 503) sind Verstöße gegen Ver- 
kehrsvorsdiriften, die bis dahin Übertretungen dar- 
stellten, in Ordnungswidrigkeiten umgewandelt wor- 
den. Der Gesetzgeber hat damit nicht nur eine wich- 
tige Voraussetzung für ein möglichst einfaches Ver- 
fahren zur Ahndung dieser Verstöße geschaffen, 
sondern zugleich auch der Förderung nach einer 
„Entkriminalisierung" des Verkehrsrechts entspro- 
chen. Der vorliegende Gesetzentwurf verfolgt dar- 
über hinaus das Ziel, künftig auch die Eintragungen 
im Verkehrszentralregister auf schwerere Verstöße 
zu beschränken. 

Zu Artikel 1 

Nach § 28 Nr. 3 StVG in der Fassung des EGOWiG 
kann der Bundesminister für Verkehr mit Zustim- 
mung des Bundesrates u. a. Rechtsvorschriften und 
allgemeine Verwaltungs Vorschriften über die Erfas- 
sung rechtskräftiger Entscheidungen wegen einer 
Ordnungswidrigkeit nach § 24 StVG oder nach § 36 
des Fahrlehrergesetzes erlassen, durch die gegen 
den Betroffenen ein Fahrverbot nach § 25 StVG an- 
geordnet oder eine Geldbuße von mehr als zwanzig 
Deutsche Mark festgesetzt worden ist. Dementspre- 
chend sieht § 13 Abs, 1 Nr. 1 Buchstaben a und b 
StVZO vor, daß das Kraftfahrt-Bundesamt solche 
Entscheidungen im Verkehrszentralregister erfaßt. 

Diese Regelung hat zur Folge, daß gegenwärtig auch 
verhältnismäßig geringfügige Verstöße gegen Ver- 
kehrsvorschriften zu einem Eintrag im Verkehrs- 
zentralregister führen. So hat beispielsweise die 
Zentrale Bußgeldstelle im Bayerischen Polizeiver- 
waltungsamt im Jahre 1969 insgesamt 178 200 Buß- 
geldbescheide erlassen, von denen rund 85 vom 
Hundert in das Verkehrszentralregister einzutragen 
waren. Wäre hingegen die Eintragungsgrenze bei 
fünfzig Deutsche Mark gewesen, so hätte sich der 
Anteil der nur wegen der Höhe der festgesetzten 
Geldbuße einzutragenden Entscheidungen auf wenig 
mehr als 55 vom Hundert ermäßigt. 

Hinter diesen Zahlen verbirgt sich mehr als nur eine 
bedeutsame Verwaltungsvereinfachung. Nach der 
Rechtsprechung stellt zwar der Eintrag im Verkehrs- 
zentralregister weder eine Strafe noch eine Buße dar 
(vgl. BayObLG, Beschluß vom 24. Juli 1969, NJW 
69, 2296). Gleichwohl legen viele Betroffene nur des- 
halb gegen einen Bußgeldbescheid Einspruch ein, 
weil sie auf diese Weise die Eintragung zu verhin- 
dern hoffen. Diese Rechtsbehelfe belasten die Ge- 
richte in einem Ausmaß, daß die mit der Einführung 
eines einfachen und summarischen Verfahrens er- 
strebten Vorteile in einem nicht unwesentlichen 
Teilbereich weitgehend wieder aufgehoben werden. 

Diese Gründe haben den Bundesrat bei der Beratung 
des EGOWiG bewogen, eine Anhebung der Eintra- 


gungsgrenze auf Geldbußen von mehr als fünfzig 
Deutsche Mark anzuregen (vgl. Drucksache V/1919 
S. 140). Leider ist der Bundestag dieser Anregung 
nicht gefolgt, weil dann die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse des Betroffenen nicht mehr unberücksichtigt 
bleiben könnten; außerdem würde den zuständigen 
Behörden wertvolles Tatsachenmaterial über auf- 
fällige Kraftfahrer vorenthalten (vgl. Schriftlicher 
Bericht des Rechtsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages, ^ Drucksache V/2601, S. 24, 25). Beide Gründe 
vermögen jedoch nicht zu überzeugen. 

Nach § 13 Abs. 3 OWiG sind Grundlage für die Zu- 
messung der Geldbuße die Bedeutung der Ordnungs- 
widrigkeit und der Vorwurf, der den Täter trifft; 
daneben kommen — von geringfügigen Ordnungs- 
widrigkeiten abgesehen — auch die wirtschaftlichen 
Vei"hältnisse des Täters in Betracht. Aus dieser Vor- 
schrift folgt jedoch nicht zwingend, daß bei Geld- 
bußen von mehr als zwanzig Deutsche Mark die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Betroffenen stets 
oder auch nur überwiegend berücksichtigt werden 
müßten. Vielmehr sind gerade in Bereichen, in denen 
wie bei Verkehrsordnungswidrigkeiten die Geld- 
bußen nach Art eines Taxsystems festgelegt wer- 
den, um gleichartige Delikte gleich zu ahnden oder 
um mit massenhaft vorkommenden Zuwiderhandlun- 
gen fertig zu werden, sachliche Gründe vorhanden, 
um auch bei Geldbußen von mehr als zwanzig Deut- 
sche Mark von der Berücksichtigung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse absehen zu können (vgl, Göhler, 
OWiG, § 13 Anm. 3 c). 

Es trifft auch nicht zu, daß die verkehrspolitischen 
Aufgaben des Verkehrszentralregisters wesentlich 
erschwert würden, wenn die Eintragungsgrenze auf 
fünfzig Deutsche Mark angehoben wird. Dazu darf 
wieder auf die Erfahrungen verwiesen werden, die 
in Bayern für das Jahr 1969 gesammelt worden sind. 
Danach würden auch nach der Anhebung der Ein- 
tragungsgrenze noch immer mehr als 55 vom Hun- 
dert aller Bußgeldbescheide im Verkehrszentralregi- 
ster zu erfassen sein. Es sind dann allerdings nicht 
mehr verhältnismäßig geringfügige Verstöße, bei 
denen die Geldbuße allein schon ihren erzieherischen 
Zweck erfüllt; vielmehr würden hier gerade die Fälle 
erfaßt werden, die wegen schwerer Verstöße gegen 
die Verkehrsvorschriften für etwaige Maßnahmen 
der Vewaltungsbehörden von besonderem Interesse 
sind. Dieser Tatsache kommt um so mehr Bedeutung 
zu, als bis jetzt die Mehrfachtäterrichtlinien aus der 
Häufigkeit von Eintragungen noch keine zwingenden 
Rechtsfolgen herleiten. 

Schließlich erscheint es nicht geboten, mit der Eintra- 
gungsgrenze auch die Höhe des Verwarnungsgeldes 
anzuheben (§ 56 Abs. 1 OWiG). Gegen eine solche 
Koppelung spricht schon die Tatsache, daß der be- 
troffene Verkehrsteilnehmer regelmäßig nicht zwi- 
schen der Rechtsnatur der Geldbuße einerseits und 
des Verwarnungsgeldes andererseits unterscheidet; 
er mißt vielmehr beide Maßnahmen nur an ihren 
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wirtschaftlichen Auswirkungen und würde durch die 
unterschiedlichen rechtlichen Folgen nur verwirrt 
werden. Im übrigen erlaubt gerade die hier ange- 
strebte Regelung, Verkehrsverstöße noch abgestuf- 
ter als bisher zu ahnden, ohne dabei das summari- 
sche Verfahren insgesamt zu beeinträchtigen. 

Übergangsvorschriften erscheinen entbehrlich. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 


Übersicht 

über die Ordnungswidrigkeiten, die künftig nicht mehr zu einem Eintrag im Ver- 
kehrszentralregister führen würden 


Die Übersicht beruht auf dem Bußgeldkatalog, den 
der Bundesminister für Verkehr am 23. Februar 1971 
unter dem Aktenzeichen: StV 2 Nr. 2050 Va/71 (Ver- 
kehrsblatt S. 77) veröffentlicht hat. Statistische Un- 
terlagen darüber, wie häufig die genannten Ord- 
nungswidrigkeiten begangen werden, liegen nicht 
vor. 


Nr. Ordnungswidrigkeit DM 


3.1. überschreiten der zulässigen Höchst- 
geschwindigkeit um mehr als 15 km/h 

(bis einschließlich 20 km/h) 40, — 

5. Ungenügender Abstand vom voraus- 
fahrenden Kraftfahrzeug 50, — 

8.2. Nichtbeachten der Vorfahrt durch Füh- 
rer anderer Fahrzeuge 40, — 


11. Verbotenes Ein- oder Ausfahren auf 

Autobahnen oder Kraftfahrstraßen . . 40, — 

12. Verbotenes Parken 

12.1. auf Autobahnen oder Kraftfahrstraßen 40, — 

12.2. auf sonstigen Straßen 

12.2.1. in „zweiter Reihe" um mehr als 15 Mi- 


nuten 30, — 

12.2.2. durch überschreiten der zulässigen 
Parkzeit oder Nicht- oder Falschbe- 
dieneil von Parkuhr oder Parkscheibe 

um mehr als drei Stunden 30, — 

12.2.3. in sonstigen Fällen — außer auf Geh- 
wegen — um mehr als drei Stunden — 30, — 


14.2. Fahren ohne Licht oder nur mit Stand- 
licht bei erheblicher Sichtbehinderung 


Nr. 


durch Nebel, Schneefall oder Regen 
innerhalb geschlossener Ortschaften . . 50,- 

15.2. Unzulässiges überqueren von Bahn- 
übergängen durch Führer anderer 
Fahrzeuge 50,- 

16. Falsches Vorbeifahren an Haltestellen 

öffentlicher Verkehrsmittel 50,- 

18.1. Führen eines Fahrzeugs mit Mängeln, 
die die Verkehrssicherheit erheblich 
beeinträchtigen, und zwar mit mangel- 
haften Reifen (Geldbuße je Reifen) . . 50, 


19.1. Führen eines Fahrzeugs unter über- 


schreiten der zulässigen Gewichte, 
Achslasten und Anhängelasten um 
mehr als 10 ®/o (bis einschließlich 15 ®/o) 50,- 

20.2. Falsches Heranfahren durch Fahrzeug- 
führer an Fußgängerüberwege 50,- 

22. Erhebliche Beeinträchtigung der Ver- 
kehrssicherheit durch Hindernisse 
auf Straßen 50,- 


23.2. Nichtbeachten des Rotlichts (als Wech- 
sel- oder Dauerlichtzeichen) von Licht- 
zeichenanlagen oder des Halt-Zeichens 
von Polizeibeamten oder grobes Nicht- 
beachten des STOP-Zeichens (Zeichen 
206) durch Führer anderer Fahrzeuge 40,- 

28. überschreiten der Anmeldefrist zur 
Hauptuntersuchung um mehr als vier 
Monate 50, 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung widerspricht dem vom Bundes- 
rat beschlossenen Gesetzentwurf aus folgenden 

Gründen: 

1. Das Verkehrszentralregister hat die Aufgabe, 
Gerichten und Verwaltungsbehörden sowie dem 
Gesetzgeber zuverlässiges Material, insbeson- 
dere über Mehrfach- und Vielfachtäter, zu 
liefern, damit die notwendigen verkehrssichern- 
den und verkehrserzieherischen sowie verkehrs- 
politischen Maßnahmen getroffen werden kön- 
nen. Diese Aufgabe, die dazu beitragen soll, die 
Verkehrssicheriiöit zu verbessern, verlangt, daß 
alle Entscheidungen über nicht mehr gering- 
fügige Verkehrsverstöße im Register eingetra- 
gen werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Anhebung der 
Eintragungsgrenze auf 50 DM die Aussagekraft 
des Verkehrszentralregisters wesentlich mindern 
würde. Damit würden zugleich die im Interesse 
der Sicherheit aller Verkehrsteilnehmer not- 
wendigen Möglichkeiten, auf wiederholt auf- 
fällig gewordene Verkehrsteilnehmer einzu- 
wirken, eingeschränkt werden. Die Bundes- 
regierung hält das nicht für vertretbar, 

2. Entgegen der Ansicht des Bundesrates sind Ver- 
kehrsfverstöße, die mit einer Geldbuße von 
mehr als 20 DM geahndet worden sind, nicht 
mehr geringfügig. Davon geht einerseits schon 
das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten selbst 
aus, wenn es in § 56 bei geringfügigen Ordnungs- 
widrigkeiten ein Verwarnungsgeld bis 20 DM 
zuläßt. Das ergibt sich andererseits aber auch 
bei Würdigung der Tatbestände, die nach dem 
von den Ländern eingeführten Bußgeldkatalog 
im Regelfall mit Bußgeld von mehr als 20 DM, 
aber nicht mehr als 50 DM belegt werden sollen 
(vgl. die der Begründung des Gesetzentwurfs an- 
liegende Übersicht). 

Z. B. sind folgende Tatbestände: 

— überschreiten der Höchstgeschwindig- 


keit um mehr als 1 5 km/h 

(bis 20 km/h) 40 DM 

— ungenügender Abstand vom voraus- 
fahrenden Kraftfahrzeug 50 DM 


— Nichtbeachten der Vorfahrt durch 
Führer anderer Fahrzeuge (als Kfz) . , 40 DM 

— verbotenes Ein- oder Ausfahren auf 
Autobahnen oder Kraftfahrstraßen . . 40 DM 

— Fahren ohne Licht oder nur mit Stand- 
licht in bestimmten Fällen 50 DM 

— falsches Vorbeifahren an Haltestellen 

Öffentlicher Verkehrsmittel oder 
falsches Heranfahren an Fußgänger- 
überwege 50 DM 

— Fahren mit abgefahrenen Reifen .... 50 DM 


gewiß keine geringfügigen Delikte mehr, son- 
dern ihrer Natur nach durchaus schon gefährliche 
und unfallträchtige Verstöße, die, weim sie 
wiederholt oder außer anderen Verkehrsver- 
stößen begangen werden, Schlüsse auf die Ge- 
fährlichkeit des Täters im Straßenverkehr zu- 
lassen und damit Maßnahmen gegen ihn not- 
wendig machen können. Das beweisen auch fol- 
gende Zahlen über den Bestand an entsprechen- 
den Eintragungen im Verkehrszentralregister: 

Anfang Juli 1971 betrug der Anteil an Geld- 
bußen bis einschließlich 50 DM 31,0 °/o aller Geld- 
bußen (Geldstrafen bis 50 DM 19,5 ®/o aller Geld- 
strafen). 

Die folgende Übersicht zeigt bei Geldbußen und 
Geldstrafen bis einschließlich 50 DM den Anteil 
der hauptsächlich begangenen Verstöße: 



Geldbuße 

Geld- 

strafe 

überhöhte Geschwindigkeit , 

. 39,3 ®/o 

25,1 ®/o 

Technische Fahrzeugmängel . 

. 12,9 ®/o 

9,2 ®/o 

Vorfahrtverletzung 

. 11,6 ®/o 

22,9 ®/o 

Verkehrswidriges Überholen, 
Begegnen, Abbiegen 

. 11,4 ®/0 

9,1 ®/o 

Verkehrsunfallflucht, Fahren 
ohne Fahrerlaubnis und 
andere Verkehrsstraftaten . 

— 

10,7 «/o. 


Aufschlußreich ist auch die Verteilung der Geld- 
bußen bis einschließlich 50 DM: 


über 20 DM bis 30 DM 13,4 Vo 

über 30 DM bis 40 DM 59,1 Vo 

über 40 DM bis 50 DM 27,5 Vo. 


Auf die hauptsächlich vorkommenden Tat- 
bestände verteilen sich die Geldbußen bis ein- 
schließlich 50 DM wie folgt: 

Über 20 DM bis 30 DM 

23.4 ®/o falsches Halten und Parken 
17,0 ®/o falsches Einbiegen, Wenden, 

falsche Fahrbahnbenutzung 

12.7 ®/o Geschwindigkeitsüberschreitung 
über 30 DM bis 40 DM 

86.5 ®/o Geschwindigkeitsüberschreitung 
über 40 DM bis 50 DM 

25,4 ®/o technische Fahrzeugmängel 

10.7 Vo Geschwindigkeitsüberschreitung 
8,8 Vo Vorfahrtverletzung. 

Wären Bußgeldbescheide und gerichtliche Ver- 
urteilungen bis einschließlich 50 DM nicht ein- 
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zutragen gewesen, hätte das Verkehrszentral- 
register nach dem Stand von Anfang Juli 1971 
rd. 555 000 Personen (15,8Vo) weniger erfaßt. Da- 
von wären rd. 544 000 Personen mit bis zu sechs 
Eintragungen wesen. Von den Personen mit sie- 
ben und mehr Eintragungen wären 11 460 Viel- 
fachtäter aus dem Verkehrszentralregister zu 
entfernen; das wäre mehr als die Hälfte der 
Vielfachtäter überhaupt. 

3. Die Bundesregierung hält es nicht für vertret- 
bar, wenn durch Heraufsetzung der Eintragungs- 
grenze auf 50 DM in einem wesentlichen Teil 
der Fälle die wiederholte Begehung solcher 
keineswegs gering zu bewertender Verkehrs- 
verstöße nicht mehr verschärfend berücksichtigt 
werden könnte. Derartigen Wiederholungsfällen 
könnte mangels Kenntnis des Sachverhalts we- 
der durch gesteigerte Geldbußen noch durch 
Auferlegung eines Fahrverbots (§ 25 StVG) wirk- 
sam begegnet werden. Das stünde in krassem 
Gegensatz zu allen Bemühungen zur Hebung der 
Verkehrssicherheit. Es ließe andererseits be- 
fürchten, daß die Verwaltimgsbehörden in rich- 
tiger Erkenntnis, daß von Mehrfach- oder gar 
Vielfachtätern eine permanente Gefahr für die 
Sicherheit ausgeht, wieder örtliche Karteien an- 
legen würden. Gerade sie sollten durch das Ver- 
kehrszentralregister beseitigt werden, vor allem, 
weil sie zur Ungleichbehandlung beitragen, z. B. 
indem sie den Täter, der die Verstöße vor- 
wiegend an einem Ort begeht, gegenüber dem 
anderen, der den Tatort wechselt, benachteiligen. 
Nur das Zentralregister kann solche Ungerechtig- 
keiten von vornherein ausschließen. 

4. Die Bundesregierung kann auch nicht ihre Sorge 
verhehlen, daß die in der Eintragung im Ver- 
kehrszentralregister liegende Präventivwirkung 
zu einem wesentlichen Teil wegfallen würde. 
Das Risiko, im Verkehrszentralregister eingetra- 
gen zu werden, veranlaßt den Verkehrsteilneh- 
mer häufig eher als die Androhung von Geld- 
bußen, sich im Verkehr vorsichtig und rücksichts- 
voll zu verhalten und die Verkehrsvorschriften 
zu beachten. Auf diese verkehrserzieherische 
Wirkung sollte nicht ohne Not verzichtet wer- 
den. Darauf hat auch der 8. Deutsche Verkehrs- 
gerichtstag im Januar 1970 nachdrücklich hin- 
gewiesen. Er hat einen Antrag zu empfehlen, 
daß die Eintragungsgrenze auf 50 DM angehoben 
wird, mit großer Mehrheit abgelehnt. 

5. Der Bundesrat begründet seinen Gesetzentwurf 
vornehmlich mit der Erwartung, die Anhebung 
der Eintragungsgrenze werde die Zahl der Ein- 
sprüche gegen Bußgeldbescheide erheblich herab- 
setzen und dadurch die Gerichte wesentlich ent- 
lasten. 


Die Bundesregierung hält es grundsätzlich nicht 
für vertretbar, wichtige der Verkehrssicherheit 
dienende Maßnahmen entscheidend am Aufwand 
von Verwaltung und Gerichtsbarkeit messen zu 
wollen. Sie teilt darüber hinaus aber auch nicht 
die Annahme des Bundesrates, daß bei Herauf- 
setzung der Eintragungsgrenze die Zahl der ge- 
richtlichen Einspruchsverfahren abnehmen werde. 
Wenn schon heute bei den Betroffenen die Nei- 
gung besteht, gegen einen Bußgeldbescheid über 
mehr als 20 DM nur deswegen Einspruch ein- 
zulegen, um durch Herabsetzung des Betrages 
einer Eintragung im Register zu entgehen, so 
wird sich dies bei Anhebung der Grenze auf 
50 DM eher noch verstärken. Ausweislich des 
Verkehrszentralregisters liegen etwa 60 ^/o aller 
eingetragenen Bußgeldbescheide im Bereich von 
21 DM bis 60 DM, davon jedoch allein etwa 30 ®/o 
im Bereich von 51 DM bis 60 DM. Der Anreiz, 
Einspruch einzulegen, würde also keineswegs 
gemindert, sondern nur verlagert, wahrschein- 
lich sogar noch erheblich verstärkt, weil ein sol- 
cher Anreiz sich natürlich auch auf Bußgelder 
erstrecken würde, deren Höhe 60 DM übersteigt. 

6. Die Bundesregierung erinnert in diesem Zusam- 
menhang an die wenig glücklichen Erfahrungen, 
die mit der Regelung des § 6 a Abs. 2 des 
Straßenverkehrsgesetzes in der vor dem 1. Ja- 
nuar 1969 geltenden Fassung gemacht worden 
sind. Danach ordnete das Gericht an, „daß die 
Verurteilung wegen einer Übertretung in die 
Kartei nicht eingetragen wird, wenn die Voraus- 
setzungen für die Erteilung einer gebührenpflich- 
tigen Verwarnung nach § 22 Vorlagen oder diese 
nur deshalb nicht erteilt worden ist, weil der 
Verurteilte mit ihr nicht einverstanden oder zur 
sofortigen Zahlung der Gebühr nicht bereit war," 
Diese Vorschrift war in der Praxis so unter- 
schiedlich angewendet worden, daß es häuftig 
von dem Zufall des Tatortes abhing, ob jemand 
in das Verkehrszentralregister eingetragen 
wurde oder nicht. Die berechtigten Klagen über 
die darin liegende Ungleichbehandlung gaben 
mit den Ausschlag dafür, daß der Gesetzgeber 
anläßlich der Umwandlung der leichteren Ver- 
kehrsstraftaten in Ordnungswidrigkeiten die 
Grenze für die Eintragung der Entscheidungen 
starr bei 20 DM zog, also dort, wo das Ver- 
warnungsgeld endet und das Bußgeld in der 
Regel beginnt. Eine Heraufsetzung der Eintra- 
gungsgrenze auf 50 DM muß befürchten lassen, 
daß es wieder zu ähnlich widersprüchlichen Ent- 
scheidungen kommt, die ihre Ursache letztlich 
nur in unterschiedlicher Auffassung über die 
Notwendigkeit der Eintragung im Verkehrs- 
zentralregister haben. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß eine solche Entwicklung 
nicht begünstigt werden sollte. 
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